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PB.S-01-680-2 Kapitel 3: Solidarität sichern

Antragsteller*in: Thomas Wolff (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf)

Änderungsantrag zu PB.S­01

Von Zeile 679 bis 680 einfügen:
Instrumente. Dazu stärken wir das kommunale Vorkaufsrecht, und Mietwucher muss – nach § 5
Wirtschaftsstrafgesetz – auch tatsächlich geahndet werden. In Städten mit angespannten
Wohnungsmärkten wollen wir ein preislimitiertes Vorkaufsrecht zu einem sozialverträglichen Preisniveau
ermöglichen.

Begründung

Dieser Antrag ist eine allgemeiner formulierte Variante des Antrags des OV Au-Haidhausen, in dem der
Vorkauf zum Ertragswert gefordert wird. Dieser ist aber die falsche Orientierung, denn das würde Verkäufer
begünstigen, die zuvor schon die Mieten maximal hochgetrieben haben bzw. den Fehlanreiz setzen, dieses
vor einem Verkauf noch zu tun.
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